




„Niedrigere Sozialabgaben und weniger Leistungen, 
längere Arbeitszeiten und Altersteilzeit-Aus … Das ist 

nicht im Interesse der großen Mehrheit, sondern im In-
teresse des Kapitals. Der Staat soll der Profitmaximie-

rung dienen. Aber nicht mit uns! Auch in Kassel entstehen Bündnisse 
für gemeinsamen Widerstand."

Marwa Mumdey, neue linke Stadtverordnete und 
Mitglied im Sozialausschuss

„Die Profiteure der Ungleichheit müssen gerechter besteuert werden. Das sollten nicht nur 
Linke, sondern alle Stadtverordneten und Bürgermeister einfordern! Es gibt immer mehr Mil-
liardäre und gleichzeitig sind Sozial-Kürzungen geplant. Die bringen noch mehr Armut, 

Krankheit und Obdachlosigkeit und die kommunalen Kassen werden zusätzlich belastet“.

Jule Heike Michel, neue linke Stadtverordnete und Mitglied im Sozialausschuss

Am 21. August 2026 ging ein Brand-
brief an BlackRock-Kanzler Merz ‒ 
verschickt von den Metall-Arbeit-
geberverbänden Bayern und Baden-
Württemberg, gemeinsam mit Audi, 
BMW und Siemens. Gefordert wird, 
dass die Sozialreformen “schleu-
nigst und ohne irgendwelche Abstri-
che” umgesetzt werden, damit Ar-
beitskosten am Standort Deutsch-
land international wettbewerbsfähig 
sinken. Keine Bitte, sondern eine 
Weisung von Konzernen an ihr „Re-
gierungspersonal“. Nichts soll ver-
handelt werden. Die Konzernvertre-
ter erwarten Vollzug. Proteste von 
Gewerkschaften, Gesundheitsbe-
trieben und Betroffenen sollen ins 
Leere laufen. Umverteilung von 
unten nach oben ist angesagt. 
Dabei liefert die Bundesregierung 
bereits: Unternehmen, können neue 
Maschinen schneller absetzen, 
zahlen so deutlich weniger Steuern. 

Kassel steht wie viele Kommunen fi-
nanziell mit dem Rücken zur Wand. 
Gleichzeitig häufen die oberen 
Zehntausend immer mehr an. Ein 
Beispiel aus der aktuellen Liste der 
reichsten Deutschen im Manager-
Magazin: Das Vermögen von Dieter 
Schwarz (Lidl, Kaufland usw.) ist im 
letzten Jahr von 46,5 auf 53,7 Milli-
arden Euro angeschwollen. 7.200 
Millionen mehr in einem Jahr! Das ist 
mehr als das durchschnittliche Jah-
resgehalt von hunderttausend Ar-
beitnehmer*innen. In diesem Über-

reichtum steckt die Verteuerung von 
Lebensmitteln, die viele ärmer 
macht.
Auch deshalb sollte sich unsere 
Stadt für die Wiedereinführung der 
Vermögensteuer einsetzen. Ein 
Schritt, um Demokratie zu stärken 
und Spielräume vor Ort zu schaffen. 
Das Netzwerk Steuergerechtigkeit 
schlägt einen Freibetrag von rund 
einer Million Euro für Privatvermö-
gen und großzügige Freibeträge für 
Betriebsvermögen vor.

Die Vermögensteuer ist eine Län-
dersteuer und würde nicht direkt in 
den städtischen Haushalt fließen. 
Aber das Land Hessen könnte kom-
munale Programme damit finanzie-
ren. Für Kassel wären rechnerisch 
250 Millionen Euro im Jahr drin. 
Genug, um Schulhöfe zu begrünen, 
günstigere KVG-Tickets oder mehr 
kommunale Wohnungen zu finanzie-
ren ■

Das ist wie ein zinsloser Staatskre-
dit, den Lohnabhängige nie bekom-
men. Außerdem wird die Körper-
schaftsteuer von 15 auf 10 Prozent 
abgesenkt. Und es gibt jährlich zehn 
Milliarden Euro Entlastungen, u.a. 
durch einen niedrigen Industrie-
Strompreis.
Dass gerade Autokonzerne Druck 
machen, ist kein Zufall: Nach über-
mäßigen Dividenden und Festhalten 

an fossiler Energie sinken die 
Gewinne. VW-Chef Blume will die 
Rendite auf 10% trimmen und bis zu 
100.000 Stellen streichen. Die Be-
schäftigten sollen zahlen, die Eigen-
tümer kassieren weiter. Die gefor-
derten „Sozialreformen“ bedeuten 
Klassenkampf von oben. Mit Ge-
rechtigkeit hat das nichts zu tun ■

Sozialkürzungen im Auftrag des Kapitals

Reichtum gerechter verteilen ‒ 
Kommunen stärken



Am 26. September 2026 haben sich 
Gewerkschaften im ganzen Land 
gegen Kürzungen im Sozialhaushalt 
und den Abbau von Arbeitnehmer-
rechten aufgestellt. In 15 Städte 
protestierten 175.000 Menschen 
gegen die Pläne der Bundesregie-
rung. Die Linke hatte mit eigener 
Mobilisierung einen großen Anteil 
daran. Es war ein Anfang für ge-
meinsamen Widerstand ■

Seit zehn Jahren bringt das 
Programm Kasseler 3x3 Menschen 
mit Migrationsgeschichte und lang-
jährige Kasseler*innen zusammen. 
Das Prinzip ist einfach: Dreimal drei 
Stunden treffen sich die Teilneh-
menden, erkunden gemeinsam 
Kassel, kommen ins Gespräch und 
lernen sich kennen. Rund 850 Pa-
tenschaften mit über 1.600 Beteilig-
ten sind so bereits entstanden – 
auch viele Sprachpatenschaften 
und Freundschaften. In Zeiten ge-
sellschaftlicher Polarisierung wer-
den wertvolle Räume für Begegnung 
und Austausch geschaffen.
Nun droht dem Begegnungsprojekt 
das Geld auszugehen. Hintergrund 
sind Kürzungen bei öffentlichen För-
derungen auf Bundesebene. Bisher 
wurde das 3x3 mit rund 20.000 Euro 
jährlich gefördert und so Beratung, 
Erstgespräche, Vermittlung und Be-
gleitung der Tandems finanziert. 
Das könnte das Freiwilligenzentrum 
aus eigenen Mitteln nicht auffangen. 
Doch noch ist das Aus nicht besie-
gelt. Im November soll die Finanzie-
rung mit dem Sozialamt besprochen 
werden. Gesucht wird eine dauer-
hafte Lösung ‒ etwa durch die Kom-
mune oder einen privaten Förderer. 
Dieses Beispiel aus Kassel zeigt: 
Wenn Fördergelder gekürzt werden, 
geraten erfolgreiche Integrations- 
und Ehrenamtsprojekte schnell ins 
Wanken. Das sollte so nicht sein! ■

Der Rotstift bedroht viele gesellschaftliche Bereiche und Projekte für 
gutes Zusammenleben. Auf Bundesebene wurden zuletzt Gelder für das 
wichtige Programm „Demokratie leben“ gekürzt. Auch auf Landes- und 
EU-Ebene drohen Streichungen, so dass viele Sozial- und Kulturprojekte 
gefährdet sind. In Kassel hat unsere Bundestagsabgeordnete Violetta 
Bock mit ihrem Team betroffene Vereine und soziale Träger besucht. Sie 
brachte auch ein paar Zahlen zur Entwicklung des Bundeshaushalts in 
2027 mit:

Militär: 138.700 Mio. Euro           Grundsicherung:  - 350 Mio. Euro
(gesamt)             Elterngeld:  - 440 Mio. Euro 

               Unterhaltsvorschuss: - 400 Mio. Euro
               Wohngeld:  - 613 Mio. Euro.

Kürzen hat konkrete Folgen vor Ort

Erfolgreiches Projekt vor dem Aus?

Violetta Bock zu Besuch beim 3x3-Team im Freiwilligenzentrum

Freiwilligenzentrum in Bedrängnis



Warum engagieren Sie sich im Ak-
tionsbündnis Psychotherapie?
SKIP: Das hat viele Gründe. Es hat 
damit angefangen, dass diese 
Kürzung von 4,5 Prozent bei den 
Psychotherapeuten beschlossen 
wurde. Wenn das kommt, wird 
unsere finanzielle Lage viel unsiche-
rer, was sich eins zu eins auf die Pa-
tienten übertragen würde. 

Welche Änderungen sind genau 
geplant und welche Auswirkungen 
befürchten Sie?
SKIP: Mit dem GKV-Beitragssatz-
Stabilisierungsgesetz ist unter 
anderem eine Budgetierung ge-
plant. Das bedeutet, dass wir we-
niger Menschen behandeln können. 
In Anbetracht dessen, dass die 
Patient*innen ohnehin schon unter-
versorgt sind, halte ich das für eine 
Katastrophe. Die Wartezeiten sind 
schon jetzt sehr lang. Es gibt eine 
reale Unterversorgung. Und dann 
noch zu kürzen bedeutet, dass die 
Menschen einfach im Stich gelassen 
werden mit ihren psychischen Pro-
blemen. 

Nehmen psychische Probleme zu?
SKIP: Ja, das stimmt im Grunde. 
Man muss ja auch die ganzen Krisen 
betrachten, die jetzt stattfinden: Kli-

makrise, Kriege, die Coronakrise. Es 
sind viele Belastungsfaktoren, die 
aktuell wahnsinnig zusammenkom-
men. Dann kommen individuelle Be-
lastungen noch hinzu. Dass 
Menschen aktuell mehr leiden, ist 
nachvollziehbar. Auch Armut ist eine 
große Gefahr!

Also ist das System überlastet?
SCHLEICH: Es kollabiert!
SKIP: Die Kliniken sind ja auch völlig 
überlaufen. Sowohl im Kinder- und 
Jugendbereich als auch mittlerweile 
im Erwachsenenbereich, wo selbst 
bei akuten Fällen Patienten monate-
lang warten. Manche sind schwerst 
depressiv oder sogar suizidgefähr-
det.

Was für Veränderungen bräuchte 
es für eine gute psychotherapeuti-
sche Versorgung?
SKIP: Also eigentlich mehr Sitze und 
mehr Psychotherapieplätze. 
SCHLEICH: Es gibt jetzt sogar die 
Überlegung, dass man nur noch 
Härtefälle behandelt und die 
„weniger schlimmen Sachen“ erst-
mal beiseitelässt. Wir müssten dann 
sozusagen Triage machen oder 
warten, bis die Leute „krank genug“ 
sind.

Welche konkreten Forderungen 
haben Sie an die Politik?
SKIP: Die sollten das Geld endlich 
mal sinnvoller verteilen. Es ist nicht 
so, dass das Geld nicht da ist. Es 
fließt in die falschen Ecken! Meine 
Forderung wäre, zu gucken: Was 
können wir wirklich nachhaltig und 
zukunftsträchtig in diesem Bereich 
investieren. Es ist ja meistens nicht 
so, dass die Menschen nichts  
leisten wollen, aber sie werden 
daran gehindert, es zu können.

Was davon könnte man auf lokaler 
Ebene umsetzen?
SCHLEICH: Das einfachste wäre, 
medizinische Versorgungszentren 
(MVZs) in den Stadtteilen einzurich-
ten, wo man Psychotherapie, Logo-
pädie, Ergotherapie etc. bündelt. 
Wenn man schaut, wo Praxen für 
Kinder und Jugendliche sitzen, dann 
wird man Vorderer Westen sehen 
und Wilhelmshöhe, aber nicht Nord-
holland, Waldau oder Bettenhausen. 
Es wäre total sinnvoll, das nahe vom 
Wohnort der Menschen anzubieten, 
für Kinder und Jugendliche gut er-
reichbar und langfristig finanziert. 
Das wäre machbar.

Wären Sie daran interessiert, Ge-
sundheitsminister/-in zu werden?
SKIP (lacht): Das ist nicht meine 
Rolle!
SCHLEICH: Das wäre etwas größen-
wahnsinnig, aber wenn ich mir 
angucke, dass Phillip Amthor sich 
Strandkörbe auf Terrassen stellen 
kann, dann kann ich auch Gesund-
heitsminister werden. Dann ist wohl 
alles möglich! (lacht)

Wenigstens wären Sie vom Fach 
und hätten konkrete Verbesse-
rungsvorschläge! Vielen Dank für 
das spannende Gespräch ■

Das System ist völlig überlastet
Interview mit Berta Skip (Psychotherapeutin für Erwachsene) 

Das ungekürzte In-
terview kann hier 
gelesen werden.

und Nils Schleich (Kinder- und Jugendtherapeut)



Expansion der Militärproduktion im 
Industriepark Mittelfeld: Rheinme-
tall, Alstom & Daimler Trucks
Umgeben von dicht besiedelten 
Wohngebieten produziert Rheinme-
tall Rad- und Kettenfahrzeuge. Die 
Pläne des Unternehmens sind alles 
andere als Bescheiden: Das größte 
Panzerwerk Europas soll laut Armin 
Papperger, Vorstandsvorsitzender 
von Rheinmetall, in Kassel entste-
hen. Bereits jetzt produziert Rhein-
metall den Radpanzer Boxer hier 
und hat eine eigene Teststrecke er-
richtet. Die Produktion soll auf 500 
Stück pro Jahr steigen.
Um diese Pläne zu verwirklichen, 
expandiert Rheinmetall bereits. 
Direkt angrenzend befindet sich das 
Lokomotivwerk Alstom. Rheinmetall 
verhandelt bereits über einen 
Verkauf. Das Militärunternehmen 
braucht sowohl weitere Hallen als 
auch weiteres Personal. Beschäftig-
te und Betriebsrat von Alstom sehen 
das kritisch.
Auch das benachbarte Daimler-
Truck-Werk ist Teil der militärischen 
Produktionskette. Mit rund 2.800 
Beschäftigten ist das dazugehörige 
Mercedes-Benz-Achswerk Kassels 
größter Industriebetrieb. Unter 

„Daimler Truck Defence“ strebt der 
Konzern bis 2028 eine Milliarde Euro 
Rüstungsumsatz an. Auch die in 
Wörth produzierten Militär-Lkw 
werden laut Konzern mit Achsen aus 
Kassel ausgestattet. Zu den Kunden 
gehören die Bundeswehr sowie 
weitere NATO-Streitkräfte.
Daneben gibt es zahlreiche kleinere 
Zulieferbetriebe, welche um die Mili-
tärindustrie angesiedelt sind und 
Einzelteile liefern, wie z.B. Beier in 
Rothenditmold.

KNDS in Rothenditmold: Stadtpla-
nung für den Krieg
Nur wenige hundert Meter entfernt 
entwickelt, produziert und moderni-
siert KNDS unter anderem Leopard-
2-Kampfpanzer, Puma-Schützen-
panzer, die Panzerhaubitze 2000 
und die Radhaubitze RCH 155. Rund 
2.000 Menschen arbeiten an drei 
Kasseler Produktionsstandorten, 
Tendenz steigend. Hinzu kommt ein 
Logistikstandort in Fuldatal. Der 
Kämmerer der Stadt, Matthias Nölke 
(FDP), bezeichnete KNDS jüngst als 
„industriellen Leuchtturm" für die 
Stadt Kassel.
Die Expansion greift in die Stadtent-
wicklung ein. Das angrenzende 

Henschel-Areal wurde an eine neue 
Investmentfirma verkauft. Dabei 
sollen auch weitere Flächen von 
KNDS genutzt werden, als 
Parkhaus, Lager- und Büroflächen 
sowie als Mensa. Für den Stadtteil 
bedeutet das unter anderem einen 
massiven Anstieg von LKWs und 
PKWs.  Die Bedürfnisse des Quar-
tiers werden den Interessen des 
Panzerbauers untergeordnet.

Kassel-Calden: Ausbau zur militä-
rischen Drehscheibe
Zwar liegt der Kassel Airport außer-
halb des Stadtgebiets, doch soll hier 
auf über 30.000 Quadratmetern der 
„Defence Hub Nordhessen“ entste-
hen. Dazu gehört eine Logistik-
Drehscheibe für Panzer. Rheinmetall 
erhofft sich davon kürzere Durch-
laufzeiten und optimierte Lieferket-
ten. Daneben sollen Drohnen 
getestet werden. Der Andrang von 
Firmen ist groß, unter anderem 
sollen bewaffnete Kampfdrohnen 
von Rheinmetall mit 130 km Reich-
weite auf dem Gelände getestet 
werden. Der Flughafen soll als mili-
tärische Drehscheibe und für Trai-
ningsflüge der Bundeswehr genutzt 
werden. 260 Millionen Euro will 

Kassel als Drehscheibe der 
Militärindustrie: Sechs Schauplätze



Rheinmetall in den Standort inves-
tieren, das Land Hessen legt noch 
einen zweistelligen Millionenbetrag 
oben drauf. Dazu kommt ein Schu-
lungszentrum. So wächst eine zu-
sammenhängende für den Krieg 
produzierende Region.

EuroPULS & PSM: Militärprojekte in 
Kasseler Büros
Zur Militärindustrie gehören auch 
zahlreiche Büros, in denen Produkti-
on koordiniert wird und Firmen ihr 
Know-how zusammenbringen. So 
liegt in Kassel die Firmenzentrale 
von EuroPULS, ein Zusammen-
schluss von KNDS und dem israeli-
schen Militärkonzern Elbit Systems. 
Gemeinsam vermarkten diese ein 
Raketenwerfersystem, welches be-
reits im Genozid an den Palästinen-
ser*innen eingesetzt wurde und nun 
auch in Europa verkauft wird. Wo 
genau EuroPULS seinen Sitz hat, ist 
nicht bestätigt, eine Ansiedlung in 
Rothenditmold liegt nahe.
Auch der Hauptsitz vom PSM, einem 
Joint-Venture von KNDS und Rhein-
metall, liegt in Kassel. An der Wil-
helmshöher Allee koordiniert PSM 
die Entwicklung und Fertigung des 
Puma-Schützenpanzers. PSM ist 
zugleich Vertragspartner der Bun-
deswehr.

Universität, THM und FiDT: Fach-
kräfte für den Krieg
Die Universität Kassel verpflichtet 
sich bislang auf friedliche Ziele und 
zivile Zwecke, insbesondere für die 
Forschung, und hatte 2013 eine Zi-
vilklausel eingeführt. 2023 beende-
te sie auch ihre Zusammenarbeit mit 
KNDS und Rheinmetall im „Studium 
im Praxisverbund“. Daraufhin wech-
selten beide Konzerne zu Studi-
umPlus der Technischen Hochschu-
le Mittelhessen (THM) mit Stand-
orten in Bad Hersfeld und Bad 
Wildungen.
Zum Wintersemester 2027/28 plant 
StudiumPlus nun eine Außenstelle in 
Kassel. Vorgesehen sind vier duale 
technische Studiengänge. Als 
Standort wird das FiDT Technolo-
gie- und Gründerzentrum auf der 
Marbachshöhe geprüft. Unterneh-
men, IHK, Stadt Kassel, der Land-
Kreis, Land und Wirtschaftsförde-
rung unterstützen das Vorhaben. So 
würde eine staatliche Hochschule in 

Kassel Fachkräfte für Rüstungskon-
zerne ausbilden und die Zivilklausel 
der Universität praktisch umgehen.
Gleichzeitig soll diese Zivilklausel 
abgeschwächt werden. Verteidi-
gungsminister Pistorius warb in 
Kassel für militärische Forschung. 
Die Militärindustrie soll Zugang zu 
Wissen, Drittmitteln und Nachwuchs 
erhalten. Die Universität Kassel 
plant bereits einen neuen dualen 
Studiengang mit KNDS und Rhein-
metall.

Bundeswehr in Kassel: Karriere-
center und Musterung
In der Elisabeth-Consbruch-Straße 

qualifiziert die Bundeswehrfach-
schule Soldat:innen schulisch und 
beruflich. In der Falderbaumstraße 
sitzt das Karrierecenter der Bundes-
wehr. Es wirbt Personal, berät zu 
Laufbahnen und vernetzt Bundes-
wehrangehörige mit Unternehmen 
und Behörden.
Ab Mitte 2027 soll Kassel zudem 
eines von 24 neuen Musterungs-
zentren erhalten. Auch können Ju-
gendoffiziere auf Grundlage einer 
2025 erneuerten Vereinbarung mit 
Hessen an Schulen über Sicher-
heitspolitik sprechen. So wird die 
Bundeswehr als selbstverständli-
cher Arbeitgeber verankert ■

Industriepark Mittelfeld (Rhein-
metall, Alstom, Daimler Truck)

PSM in Wilhelmshöhe

Universität

Bundeswehrfachschule in Wilhelmshöhe

"Defence Hub Nordhessen" (Calden 15km)

KNDS in Rothenditmold

Längst nicht alle Orte der Militarisierung in Kassel 
KKarte basiert auf Daten von OpenStreetMap (ODbL)

Karrierecenter der Bundeswehr in Waldau



Wir sagen Nein zu Militarisierung
Seit dem russischen Angriff auf die 
Ukraine setzt Europas Politik auf 
massive Aufrüstung. Rüstungskon-
zerne haben weitreichenden Zu-
gang zu politischen Entscheidungs-
prozessen, auch in Nordhessen. Der 
Aufrüstungskurs wird vehement 
vorangetrieben, unter anderen von 
den Geschäftsführern der Regional-
management GmbH  und der Indus-
trie- und Handelskammer, die ei-
gentlich andere Aufgaben haben. 

Eine demokratische Entscheidung 
über diese Ausrichtung hat es nicht 
gegeben. Keine öffentlichen Diskus-
sionen in Stadt und Landkreis, keine 
Darstellung von Alternativen und 
keine Bürger*innen-Beteiligung. 
Kassel wurde im Zweiten Weltkrieg 
als Rüstungshochburg stark zer-
stört. Die Profiteure der Kriegsma-
schinerie waren in Sicherheit, die 
Bevölkerung war dem Bombenhagel 
ausgeliefert. Heute sind Waffen und 
Angriffsstrategien andere – doch in 
den Schutz ziviler Infrastruktur wird 
wenig investiert.

„Wollen wir wirklich, dass Kassel vor 
allem für Europas größte Panzerpro-
duktion steht? Oder sollte unsere 
Stadt nicht gerade aus ihrer Ge-
schichte eine besondere Verant-
wortung für den Frieden ableiten?“
So fragt Zeshan Bajwa Naeem 
(Imam der Ahmadiyya-Gemeinde) 
im HNA-Leserbrief

Das Geld fehlt an anderer Stelle
Die Rüstungsindustrie boomt: Akti-
enkurse steigen, Auftragsbücher 
füllen sich, Start-ups erhalten öf-
fentliche und private Mittel. Fach-
leute warnen vor einem Verdrän-
gungseffekt zulasten anderer Wirt-
schaftsbereiche. Die Financial 
Times schrieb im März 2026, Europa 

müsse „seinen Sozialstaat ein-
schränken, um einen Kriegsstaat 
aufzubauen“.

Zugleich bremst die militärische 
Produktion den sozialen und ökolo-
gischen Umbau. In Nordhessen 
drohen Fachkräfte und Kapazitäten 
der kriselnden Autoindustrie für 
Kriegsprodukte statt für Busse und 
Bahnen eingesetzt zu werden. Auch 
beim Ausbau erneuerbarer Energien 
ist Bedarf vorhanden.

Friedfertig statt kriegstüchtig
Angriffe auf unsere Selbstbestim-
mung kommen nicht nur aus dem 
Ausland. Rechtsradikale und autori-
täre Kräfte im Inland bedrohen sie 
ebenfalls. Wir sollten lernen, uns ge-
waltfrei gegen Unterdrückung und 

politische Erpressung zu wehren.  
Gegen die Bedrohung durch den 
menschengemachten Klimawandel, 
gegen die fatalen Abhängigkeiten 
von Öl und Gas, hilft nur der Umbau 
unserer Wirtschaft. Kassel könnte 
ein Zentrum für sozial-ökologisches 
Wirtschaften werden. Zusammen 
mit der Universität, Initiativen und 
Gemeinden in Nordhessen lassen 
sich gute Konzepte umsetzen, wenn 
die endlich mit allen Kräften voran-
gebracht  werden. Wir könnten auch 
Projekte für gewaltfreie Wehrhaftig-
keit organisieren – in Betrieben, Ver-
waltungen und Nachbarschaften. 
Aufrüstung ist nicht alternativlos. Im 
Gegenteil: Demokratie und gute Le-
bensbedingungen lassen sich 
besser mit friedfertigen Methoden 
verteidigen ■

„Armut in Hessen steigt drastisch, in Kassel sind 
fast 20 Prozent armutsgefährdet. Sozialausgaben 
kommen allen zu Gute – vor allem Menschen mit 
kleinem Einkommen. Rüstungsausgaben steigern 
die Profite der Aktionäre. So wächst die Ungerechtig-
keit und das ist gefährlich für die Demokratie.“

Atilla Sarikaya, neuer Stadtverordneter und Co-
Vorsitzender der Linksfraktion 

Wir sagen Nein zu Militarisierung

„Nach dem Wahlsieg der AfD in Sachsen-Anhalt 
hat deren Spitzenkandidat gesagt, dass er Kriegs-
güter als „Hilfsmittel“ im Sinne der inneren Sicher-
heit einsetzen will. Militärmaschinerie in den Händen 
autoritärer Regierungen, die uns bedrohen – das ist be-
ängstigend. In Kassel soll für den Krieg produziert werden, 
Berlin will uns zum Militärdienst verpflichten. Dagegen wehren 
wir uns.“

Ria Bartsch, neue Stadtverordnete der Linken und 
Mitglied im Rechtsausschuss
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Protest von Alstom-Beschäftigten: Lokbau soll erhalten bleiben





Sieben von zehn Leuten in Kassel 
wohnen zur Miete. Viel zu häufig 
werden unsere Wohnhäuser ver-
nachlässigt. Im Brückenhof ganz im 
Süden von Kassel ist die Situation 
besonders krass. 14 € pro Quadrat-
meter warm in veralteten Hochhäu-
sern ist die Regel. Bei Haustürge-
sprächen im Sommer haben wir dort 
viele alte Menschen getroffen. Wäh-
rend der Hitzewellen war es in den 
Wohnungen bis in den Abend hinein 
über 38°C heiß. Manche fürchten, 
dass sie den nächsten heißen 
Sommer in ihrer Wohnung nicht 
mehr überleben.  

Jetzt kommt der Winter – und damit 
die Sorgen über hohe Heizkosten. 
Wir kennen die Tipps: nur kurz stoß-
lüften, lieber eine Schicht Kleidung 
mehr und die Heizung weniger auf-
drehen. Aber das hilft nur bedingt, 
wenn der Vermieter darüber ent-
scheidet, wie geheizt wird. Und 
wenn die Wohnungen so schlecht 
gedämmt bleiben, dass die Kälte 
auch bei aufgedrehter Heizung in 
die Knochen kriecht.

Weil es erlaubt ist, stecken sich viele 
Vermieter immer mehr Geld in die 
eigene Tasche. Selbst öffentliche 
Wohnungsgesellschaften, wie die 
GWH ziehen aus den Mietshäusern 

dreimal so viel Gewinn raus, wie sie 
wieder in ihre Wohnblöcke investie-
ren.

Bei vielen wird immer noch mit kli-
maschädlichem Erdgas geheizt. 
Wenn die Eigentümer nichts tun, 
droht uns in den nächsten Jahren 
die Kostenfalle beim Heizen. Einer-
seits steigt die CO₂-Abgabe,  vor 
allem aber steigen die Gas-
Netzentgelte, denn das Gasnetz 
muss auch dann weiter instand ge-
halten werden, wenn viele Leute im 
Einfamilienhaus sich mit klimaf-
reundlichen Wärmepumpen unab-
hängig gemacht haben und nicht 
mehr mitbezahlen. Deshalb braucht 
es einen gut geplanten Ausstieg aus 
der Gasversorgung mit Alternativen 
für jede Straße und jedes Haus. In 
Gebieten mit vielen Mehrfamilien-
Häusern ist Fernwärme für Alle die 
günstigste Lösung. Wie bei Wasser 
und Strom, sollte dort der Anschluss 
für jedes Grundstück Pflicht sein.

Den Kohleausstieg hat eine breite 
Bewegung aus der Stadtgesell-
schaft ja schon erkämpft. Wir setzen 
uns dafür ein, dass auch das Gas-
kraftwerk ersetzt wird, damit die 
Fernwärme weniger klimaschädlich 
wird. Dafür sind kommunale Investi-
tionen nötig, die zugleich der regio-
nalen Wirtschaft nützen und Ar-
beitsplätze sichern.

Derzeit erwirtschaften die Städti-
schen Werke Überschüsse aus der 
Produktion von Windkraft und dem 
Verkauf von Strom und Gas. Seit 
Jahren wird damit die Kasseler Ver-
kehrsgesellschaft (KVG) quer finan-
ziert, damit der öffentliche Nahver-
kehr gut läuft. Statt mit dem Heizen 
unsere Busse und Trams zu bezah-
len, braucht es bessere Lösungen 
für eine gerechte Klimawende. Eine 
Mobilitäts-Abgabe für alle Arbeitge-
ber*innen zum Beispiel, so wie in 
Frankreich, und Parkgebühren für 
günstigere ÖPNV-Tickets ■

Heizen darf nicht arm machen

Kassel hat im Kommunalwahlkampf 
offensiv dafür geworben und Sinizin 
hat für deren Spitzenkandidaten 
Matthias Nölke, geworben. Das ist 
ihr gutes Recht. Aber wenn eine zu-
sätzliche Eisfläche für den privaten 
Betreiber wirtschaftlich interessant 
ist, ist das nicht zugleich ein städti-
sches Interesse. Kommunale Förde-
rung kann sinnvoll sein, wenn ein 
deutlicher öffentlicher Nutzen ent-
steht. Dann muss aber transparent 
sein, wem die Eishalle zu welchem 
Preis zur Verfügung steht, wer von 
der Investition profitiert und welche 
langfristigen Kosten bei der Stadt 
hängen  bleiben.

5. Investitionsmittel sind an ander-
en Stellen dringend nötig
Wir brauchen Investitionen in be-
zahlbares Wohnen, Bus und Bahn, 
Schulen und für die Sanierung von 
öffentlichen Gebäuden und Sport-
stätten. Wir brauchen Bäume und 
Schattenplätze statt zusätzlicher 

Versiegelung. Wir brauchen eine 
Stadt, die auf zunehmende Hitze 
und Starkregen vorbereitet ist.
Öffentliche Investitionen müssen 
sich am Gemeinwohl orientieren – 
nicht an den Expansionsplänen 
eines privaten Investors ■

„Öffentliche Gelder gehören allen Kasselerinnen und 
Kasselern. Sie sollten deshalb dort eingesetzt 
werden, wo der gesellschaftliche Nutzen besonders 
groß ist.“

Katharina Jung, neue linke Stadtverordnete und Mitglied 
im Stadtentwicklungsausschuss

„Für uns ist klar: Wärme und Mobilität sind ganz 
wichtige Daseinsvorsorge. Beides muss klima-
freundlich werden und darf nicht arm machen! “

Arvid Jasper, neuer linker Stadtverordneter und Mitglied 
im Klimaausschuss

Für eine soziale Wärmewende
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Lösungswort:
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

HINWEISE

1 So viele Linke Stadtverordnete
gibt es in Kassel

2 Hier will die Rüstungsindustrie
im Wohngebiet expandieren

3 Broschüre der Linken mit Infos
für Menschen mit wenig Geld

4 Sinnloser und teurer Flughafen

5 Existiert in der Kasseler
Kommunalpolitik derzeit nicht

6 Dafür setzen wir uns ein

7 Der Sommer war extrem

8 Darauf kann man/frau lange warten

9 Diese Steuer würde das Land
gerechter machen

10 Dagegen wehren wir uns

11 Oftmals viel zu teuer

12 Unsere Wirtschaft sollte darauf
ausgerichtet sein

13 Jetzt geht’s …

14 Davon braucht Kassel keine zweite

15 Nur so können wir etwas erreichen

Was haben Solidarität, Klassen-
kampf und ein Kreuzworträtsel 
gemeinsam? Alle machen mehr 
Spaß, wenn man sie nicht allein 
löst! Wir verlosen die Teilnahme 
an einer Bundestags-Fahrt nach 
Berlin mit Violetta Bock. Bei Inter-
esse sende das Lösungswort an:  
violetta.bock@bundestag.de

Kreuzworträtsel
Für wache Geister
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